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Rechtsstreit: Unwirksame Einreichung
durch fehlende elektronische Signatur
Ein Rechtsanwalt kann keinen Schriftsatz eines anderen

ohne qualifizierte elektronische Signatur wirksam
einreichen.

Wirkung der elektronischen
Rechtskommunikation in Deutschland

Die digitale Transformation des Rechtswesens in Deutschland
bringt nicht nur technische Neuerungen, sondern auch neue
Herausforderungen mit sich. Ein aktueller Fall verdeutlicht, wie
wichtig die Rechtskonformität und die Verantwortlichkeit in der
elektronischen Kommunikation für Anwälte sind. Es zeigt sich,
dass ein rechtzeitiges Handeln entscheidend ist, um
Rechtsansprüche geltend zu machen.

Der Fall im Überblick

In einem entschiedenen Fall des Bundesgerichtshofs (BGH)
suchte ein Antragsteller Wiedereinsetzung, nachdem er die Frist
zur Begründung seiner Beschwerde versäumt hatte. Der Antrag
bezog sich auf ein Urteil des Amtsgerichts Böblingen, welches
seine Anfrage zu Einkünften und Vermögen im Rahmen eines
familienrechtlichen Ausgleichsanspruchs nicht stattfand. Am 11.
Mai 2023 wurde ihm der Teilbeschluss zugestellt, und eine
Beschwerde wurde fristgerecht eingereicht. Die entscheidende
Frist endete am 9. August 2023.

Die Probleme der elektronischen



Einreichung

Ein zentrales Problem war die Einreichung eines Schriftsatzes,
den ein anderer Anwalt verfasst hatte, jedoch nicht qualifiziert
elektronisch signiert hatte. Nach der gesetzlichen Regelung
muss ein Schriftsatz entweder von der verantwortenden Person
qualifiziert elektronisch signiert oder auf einem sicheren
Übermittlungsweg eingereicht werden. In diesem Fall war dies
nicht geschehen, was zur Ablehnung der Beschwerde durch das
Oberlandesgericht Stuttgart führte.

Die rechtlichen Rahmenbedingungen

§ 113 Abs. 1 FamFG: Erlaubt die Wiedereinsetzung in
den vorigen Stand, wenn eine Frist ohne Verschulden
versäumt wurde.
§ 85 Abs. 2 ZPO: Ein Verschulden des beauftragten
Rechtsanwalts wird dem Antragsteller zugerechnet.
§ 574 Abs. 2 ZPO: Legt die Voraussetzungen fest, unter
denen eine Rechtsbeschwerde statthaft ist.

Die Anwendung dieser rechtlichen Grundlagen führte im
vorliegenden Fall zu der Entscheidung, dass die
Voraussetzungen für eine Wiedereinsetzung nicht erfüllt waren.
Der Antragsteller konnte nachweisen, dass der Anwalt, der die
Beschwerdebegründung hätte übermitteln sollen, dies versäumt
hatte, aber die Umstände der Versäumnis wurden nicht
ausreichend dargelegt.

Folgen für die Betroffenen

Die Entscheidung des BGH ist nicht nur für den Antragsteller von
Bedeutung, sondern wirft auch Fragen zur praktischen
Umsetzung elektronischer Rechtskommunikation auf. Die
sorgfältige Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben ist
entscheidend, um Rechtsschutz zu gewährleisten. Das
Versäumnis führt dazu, dass die gesetzlichen Fristen und



Anforderungen bei der Einreichung von Dokumenten nicht als
nachlässig behandelt werden dürfen, um die Rechte der
Mandanten zu schützen.

Zusammenfassung und Ausblick

Die Herausforderungen, die sich aus der elektronischen
Klägerkommunikation ergeben, sind evident. Anwaltskanzleien
müssen sicherstellen, dass sie die gesetzlichen Anforderungen
genau befolgen, um sicherzustellen, dass ihre Mandanten die
notwendige juristische Unterstützung erhalten. Der Fall erinnert
auch daran, wie wichtig Fortbildung und Kenntnisse im Bereich
der elektronischen Kommunikation sind, um rechtliche Nachteile
zu vermeiden.

Bundesgerichtshof, Beschluss vom 3. Juli 2024 – XII ZB 538/23
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